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Die finanzielle Situation der Kommu-
nen in Deutschland ist sehr unter-
schiedlich: Während Bayerns Kom-
munen kaum Schulden haben, kön-
nen viele Kommunen in NRW oder in 
Rheinland-Pfalz Theater und Biblio-
theken nicht mehr unterhalten. Auch 
der Blick auf die Ausgabenstruktur der 
Kommunen zeigt erhebliche Unter-
schiede zwischen den Bundeslän-
dern. Während die Personalausgaben 
einen ähnlich hohen Anteil in den 
Bundesländern auf sich vereinen, zei-
gen die Sozialausgaben zwar überall 
steigende Tendenzen, jedoch auf un-
terschiedlichem Niveau. Problema-
tisch ist insbesondere die Entwicklung 
der Sachinvestitionen, die zwischen 
den Bundesländern immer weiter 
auseinanderfallen. Der Anteil in 
Bayern liegt inzwischen dreimal so 
hoch wie in NRW. Die Unterschiede 
lassen vermuten, dass der Investiti-
onsverzicht ein Versuch der finanz-
schwachen Kommunen ist, ihre Fi-
nanzlage zu bewältigen. Vorausset-
zung für die wirtschaftliche Entwick-
lung und zukünftige Steuereinnahmen 
ist aber die Investitionstätigkeit. Die 
Gefahr besteht, dass eine Abwärts-
spirale mit weiterer Verschuldung 
droht. 

Zu geringe Investitionstätigkeit der 
Kommunen 

Die Investitionstätigkeit der Kommunen 
ist in den letzten Jahren deutlich gesun-
ken, die Nettoinvestitionsquote liegt seit 
2004 in Deutschland sogar im negativen 
Bereich. Dies bedeutet einen permanen-
ten Substanzverlust in der kommunalen 
Infrastruktur. Die Folge ist ein hoher In-

vestitionsrückstand, der laut KfW-
Kommunalpanel inzwischen auf rund 
128 Mrd. EUR angewachsen ist.1 Um mit 
einer leistungsfähigen Infrastruktur die 
Grundlage für künftiges Wachstum zu 
schaffen, müssten die Kommunen wie-
der deutlich mehr investieren. 

Bei einem Blick auf die finanzielle Situa-
tion der Kommunen in Deutschland zeigt 
sich jedoch ein sehr heterogenes Bild. 
Mit 1,8 Mrd. EUR wies der Gesamtfinan-
zierungssaldo der Kommunen zwar 2012 
ein deutliches Plus auf, diese positive 
Gesamtzahl verdeckt jedoch weiter zu-
nehmende Unterschiede zwischen den 
Kommunen: ca. ein Drittel der Kommu-
nen konnte 2012 nicht einmal den Haus-
haltsausgleich erreichen.2 Dabei sind die 
Unterschiede zwischen den Bundeslän-
dern gravierend: Kommunen aus NRW, 
Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland 
vereinen ca. 82 % aller Kassenkredite 
auf sich. Zur Finanzierung kurzfristiger 
Engpässe gedacht, nehmen diese Kas-
senkredite inzwischen knapp 36 % der 
Gesamtverschuldung ein. 

Schere zwischen den Kommunen 

Zur Bewältigung schwieriger Finanzsi-
tuationen sind eigene Konsolidierungs-
anstrengungen der Kommunen bei ihren 
Ausgaben ein wichtiger Baustein. Dabei 
zeigen die kommunalen Ausgaben deut-
liche Unterschiede zwischen den Bun-
desländern: Im Jahr 2012 lagen die 
durchschnittlichen kommunalen Ausga-
ben bei rund 2.500 EUR / Kopf, die 
Spannweite betrug dabei jedoch rund 
800 EUR zwischen den Ländern – das 
entspricht etwa einem Drittel der Ge-
samtausgaben / Kopf. Das Saarland war 
mit durchschnittlichen Ausgaben von 

2.070 EUR pro Einwohner am sparsams-
ten, die größten Ausgaben hatten die 
hessischen Kommunen mit durchschnitt-
lich 2.883 EUR / Kopf. Insgesamt gaben 
die westdeutschen Kommunen rund 
250 EUR pro Person mehr aus als die 
ostdeutschen.  

Vergleichbarkeit jedoch einge-
schränkt  

Ein Vergleich der absoluten Ausgaben 
der Kommunen zwischen den Bundes-
ländern ist jedoch nur eingeschränkt 
möglich.3 Erstens werden Aufgaben (und 
damit Ausgaben) zwischen Ländern und 
Kommunen unterschiedlich aufgeteilt 
(Kommunalisierungsgrad). Beispielswei-
se sind Kindergartenplätze für Zwei- bis 
Sechsjährige in Rheinland-Pfalz für El-
tern beitragsfrei und werden vom Land 
getragen – das ist längst nicht überall so. 
Zweitens führt der unterschiedliche Aus-
lagerungsgrad von Leistungen in kom-
munale Unternehmen zu erheblichen 
Verzerrungen. Selbst bei Betrachtung 
des sog. „Konzerns Kommune“ (Kern-
haushalte plus Extrahaushalte) ist kein 
vollständiger Vergleich möglich, da Aus-
lagerungen auch in die Privatwirtschaft 
möglich sind. Drittens wird die Datenver-
gleichbarkeit durch den unterschiedli-
chen Umsetzungsgrad der Buchfüh-
rungsmethoden Doppik und Kameralistik 
in den Bundesländern erschwert.4 Und 
viertens stellen auch die Bundesländer-
Daten nur Durchschnittswerte all ihrer 
Kommunen dar: die Unterschiede zwi-
schen den einzelnen Kommunen können 
noch deutlich größer sein.  

Eine Bewertung z. B. der höheren abso-
luten Ausgaben westdeutscher Flächen-
länder ist daher nicht möglich. Nichts-
destotrotz kann ein Bundesländerver-
gleich über die Ausgabenstruktur und 
deren Entwicklung erste Informationen 
über die Bedeutung und Priorität von 
einzelnen Ausgabenpositionen liefern.5 
Dabei sind neben den Sachinvestitionen 
die Personalkosten und die Ausgaben 
für die sozialen Leistungen insbesondere 
in der öffentlichen Diskussion. Weitere 
Ausgaben sind der laufenden Sachauf-
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Grafik 2:  Entwicklung der Personal-, Sozialausgaben und Sachinvestitionen 

Anteil der Ausgabepositionen der Gemeinden an den Gesamtausgaben (2002–2012, Kernhaushalte ohne Stadtstaaten)
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Quelle: Statistisches Bundesamt, 2012 vorläufige Werte.

Grafik 1:  Ausgabenstruktur der Gemeinden 2012  

Anteil der Ausgabepositionen der Gemeinden an den Gesamtausgaben (in Prozent, nur Kernhaushalte) 
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Personalausgaben Sozialausgaben Sachinvestitionen

laufender Sachaufwand sonstige Ausgaben Zinsausgaben  
Quelle: Statistisches Bundesamt, vorläufige Werte.

wand (u. a. die laufende Bauunterhal-
tung), Zinsen sowie sonstige Ausgaben 
(s. Grafik 1). 

Personalausgaben dominieren in 8 der 
13 Flächenländer 

2012 stellten die Personalausgaben mit 
durchschnittlich 26 % in 8 der 13 Flä-
chenländer die größte Ausgabeposition 
dar, wobei der Anteil in den letzten Jah-
ren (im Bundesdurchschnitt) relativ stabil 
geblieben ist. Die Spannbreite zwischen 
den Bundesländern lag 2012 zwischen 
23 % in Schleswig-Holstein und 30 % in 
Sachsen-Anhalt (s. Grafik 1). Dabei sind 
die Unterschiede zwischen den Ländern 
in den letzten 10 Jahren leicht zurückge-
gangen, während der Anteil im Durch-
schnitt relativ konstant blieb mit leicht 
abnehmender Tendenz (s. Grafik 2). Die 
Personalausgabenanteile zeigen damit 
kaum Unterschiede zwischen den Bun-
desländern. Auch die zeitliche Entwick-
lung deutet auf keine Differenzen zwi-
schen den Bundesländern hin, sondern 
zeigt eher eine Angleichung. 

Sozialausgaben steigen – und bleiben 
unterschiedlich 

In den restlichen fünf Flächenländern 
(Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vor-
pommern, Niedersachsen, NRW und 
Hessen) lag im Jahr 2012 der Anteil der 
Sozialausgaben an den Gesamtausga-
ben vorne – wenn auch nur knapp. Die 
Unterschiede zwischen den Bundeslän-

dern sind deutlich höher als bei den Per-
sonalausgaben und betrugen bis zu 
12 Prozentpunkte (s. Grafik 1). Im Zeit-
verlauf nahm der durchschnittliche Anteil 
an den Gesamtausgaben merklich um 
fünf Prozentpunkte auf 24 % zu (s. Gra-
fik 2). In absoluten Zahlen sind die Pro-
Kopf-Ausgaben zwischen 2002 und 2012 
in allen Bundesländern um durchschnitt-
lich 200 EUR gestiegen. 

Mehr als die Effizienz des Sozialleis-
tungsangebots bestimmt die Sozialstruk-
tur der Bevölkerung die Ausgaben für die 
sozialen Leistungen und begrenzt den 
Handlungsspielraum der Kommunen. 
Die Unterschiede zwischen den Bundes-

ländern haben sich dabei nicht verän-
dert, sondern eher verfestigt. 

Sachinvestitionen kritische Größe 

Bei den Sachinvestitionen sind die Un-
terschiede zwischen den Bundesländern 
am eklatantesten: Während in Mecklen-
burg-Vorpommern und NRW nur  
5–7 Prozent für Sachinvestitionen aus-
gegeben wurden, waren es in Bayern 
18 %, in Baden-Württemberg und Sach-
sen lagen die Anteile 2012 ebenfalls 
doppelt so hoch wie in den beiden 
Schlusslichtern.  

Gleichzeitig sanken in den letzten 
10 Jahren die Anteile durchschnittlich um 
fünf Prozentpunkte auf nur noch 11 % 
der Gesamtausgaben (s. Grafik 2). Wäh-
rend jedoch Länder wie Sachsen und 
Bayern die Sachinvestitionen halten oder 
sogar erhöhen konnten, sanken sie im 
gleichen Zeitraum in NRW und Saarland. 
Die Sachinvestitionen haben damit stark 
abgenommen und die Unterschiede in 
der Infrastruktur gleichzeitig weiter zuge-
nommen. Es entsteht ein zunehmender 
Investitionsstau in den entsprechenden 
Kommunen.6  

Diese unterschiedliche Entwicklung lässt 
vermuten, dass verschuldete Kommunen 
aufgrund ihrer Finanzlage Investitionen 
reduzieren.7 Kassenkredite konzentrie-
ren sich hauptsächlich in den Bundes-
ländern NRW, Hessen, Rheinland-Pfalz 
und Saarland – außer Hessen sind dies 
alles Bundesländer mit geringen Sachin-
vestitionsanteilen. Personal- und Sozial-
ausgaben sind längerfristig festgelegt 
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und lassen kaum Spielraum für Konsoli-
dierungsmaßnahmen zu. Kürzungen bei 
Investitionen sind häufig – neben Kür-
zungen freiwilliger Aufgaben – kurzfristig 
das einzige Mittel, das den Kommunen 
bleibt.  

Die Investitionstätigkeit ist aber Voraus-
setzung für die wirtschaftliche Entwick-
lung und zukünftige Steuereinnahmen. 
Als Antwort auf die hohe Verschuldung 
kann diese Streichung zu weiter sinken-
den Einnahmen, strukturellen Defiziten 
und damit weiterer Verschuldung führen. 
Sinkende Investitionstätigkeit kann damit 
Folge, aber auch Ursache hoher Ver-
schuldung sein.  

Fazit 

 Die Personalausgaben konnten in al-
len Bundesländern zwar relativ stabil 
gehalten werden, bilden aber für alle 
Kommunen einen hohen Kostenblock. 
Kritisch, insbesondere in ostdeutschen 
Kommunen, werden zukünftig die stei-
genden Pensionsleistungen sein. Falls 
keine Rückstellungen gebildet werden, 
müssen diese aus den laufenden Ein-

nahmen gespeist werden.  

 Für Kommunen mit problematischer 
Sozialstruktur begrenzen die Ausgaben 
für die sozialen Leistungen ihren Hand-
lungsspielraum erheblich. Auf- und Aus-
gabenübertragungen auf Bund und Län-
der bleiben notwendig, wenn gleichwer-
tige Lebensverhältnisse in den Kommu-
nen sichergestellt und den Kommunen 
die Gelegenheit gegeben werden soll, ih-
re strukturelle Verschuldung zu konsoli-
dieren. 

 Größter Unterschied zwischen den 
Ländern sind die Sachinvestitionen. Die-
se sind aber Voraussetzung für die wirt-
schaftliche Entwicklung und zukünftige 
Steuereinnahmen. Fehlende Investitio-
nen verstärken die Kluft zwischen Arm 
und Reich.  

 Der Investitionsstau kann vor allem 
dann überwunden werden, wenn in den 
investitionsarmen Bundesländern die In-
vestitionen wieder steigen. Angesichts 
der Verfassung der Infrastruktur dürfte 
dort der langfristige Wachstumsbeitrag 
höher sein (sofern die demografische 

Entwicklung nicht einen Rückbau nahe-
legt). Aber in diesen Bundesländern fehlt 
auch oft der finanzielle Spielraum. 

 Anreize für höhere investive Ausga-
benanteile können wichtige Impulse sein, 
um langfristig die Verschuldungssituation 
zu mildern. Dies kann eine Unterstüt-
zung der kommunalen Zusammenarbeit 
bei Infrastrukturangeboten, um Skalener-
träge zu generieren, und bei der Nutzung 
alternativer Finanzierungs- und Beschaf-
fungsinstrumente (wie z. B. Öffentlich-
Private Partnerschaften) sein. Dabei ist 
eine Verbreiterung der Investorenbasis 
zu überlegen, sodass neben Banken 
auch andere Institutionen, wie z. B. Ver-
sicherungen, aber auch Bürger in der 
Kommune Projekte finanzieren können. 
Schließlich bleibt der finanzielle Aus-
gleich zwischen den Bundesländern und 
den Kommunen eine sensible politische 
Aufgabe in der gerade begonnenen Le-
gislaturperiode. ■ 

 

 

                                                        
1 Vgl. KfW-Kommunalpanel 2012, S. 40. 
2 Vgl. KfW-Kommunalpanel 2012, S. 18. 
3 Siehe dazu bspw. Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz (2007): Index der kommunalen Finanzausstattung. Bad Ems.  
4 Die Doppik ist in den meisten Bundesländern inzwischen verbindlich, jedoch noch nicht in allen umgesetzt. In Bayern, Hessen und Thüringen besteht ein Wahlrecht. 
Unterschiede ergeben sich z. B. dadurch, dass Abschreibungen und Vermögenswerte in der Doppik erfasst werden, in der Kameralistik nicht.  
5 Aufgrund des interregionalen und intertemporalen Vergleichs werden aus Datenverfügbarkeitsgründen nur die Kernhaushalte betrachtet.  
6 Der Investitionsstau ist dadurch beschrieben, dass der Investitionsbedarf der Vergangenheit nicht ausreichend befriedigt wurde/werden konnte.  
7 Siehe dazu auch Rappen (2013): Finanzwirtschaftliche Risiken der Kommunalverschuldung. RWI-Konjunkturbericht 64(2), S. 45–58. 


